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Demokratie ist eine Staatsform. Sie leitet die Staatsgewalt vom Staatsvolk ab und übt sie für das Staatsvolk aus. Gesetzgeber und Regierung rechtfertigen ihr Amt durch die Wahl, in der das Staatsvolk unter mindestens zwei Alternativen auswählt, die Mehrheit den Gewählten bestimmt. Der Wahlverlierer ist als Minderheit geschützt, bewahrt gleiche Chancen für die nächste Wahl. Demokratie lebt im institutionellen Gegensatz* von Regierung und Opposition.
Eine moderne Demokratie entfaltet sich als parlamentarisch-repräsentative Demokratie*, in der das Parlament und die dem Parlament verantwortliche Regierung die Sachfragen für das Volk entscheiden. Eine unmittelbare Entscheidung des Staatsvolkes über Sachfragen (plebiszitäre Demokratie*) ist nur in begrenztem Umfang möglich. Die politisch zu entscheidenden Fragen sind meist so komplex, dass sie sich nicht auf eine mit Ja oder Nein beantwortbare Alternative vereinfachen lassen. Bei der Macht moderner Medien entscheidet oft mehr derjenige, der die Fragestellung an das Staatsvolk überbringt, weniger das Staatsvolk selbst. Vor allem aber wird der Schutz der Minderheiten und einzelnen Menschen geschwächt, wenn der demokratische Souverän, das Staatsvolk, unmittelbar selbst entscheidet.
Demokratischer Minderheitenschutz garantiert der parlamentarischen Opposition, auch jeder Partei und jedem Verband eigene Rechte und schützt den einzelnen Menschen in seinen individuellen Menschenrechten. Jeder Mensch darf frei denken und sich frei ausdrücken, durch freie öffentliche Äußerungen Einfluss auf Staat und Gesellschaft nehmen, im Rahmen einer Medienfreiheit frei publizieren und sich aus allgemein zugänglichen Quellen nach Belieben informieren. Auch die Versammlungs- und die Vereinigungsfreiheit* stärken den Menschen in gemeinsamer Einwirkung auf den demokratischen Staat.
Diese Grundrechte setzen eine Gewaltenteilung voraus, in der jeder Mensch seine Rechte vor Gericht in Waffengleichheit* gegenüber der Staatsgewalt einklagen und staatliche Verletzungen seiner Rechte abwehren kann.
Jede Staatsgewalt trifft auf die Kritik des freien Bürgers, kann Widerstand, auch Aufstand veranlassen. Die Demokratie sucht diesen Gegensatz zwischen Staatsgewalt und Gewaltunterworfenem zu mäßigen, indem sie die Staatsgewalt stetig an das Staatsvolk zurückbindet, den Staat aber auch immer wieder erneuert: Freiheit bietet auch das Recht zum Experiment, zum Ungewohnten, zum bisher nicht Bedachten. Parlamentarismus erwartet – so das Ideal – mit der Neuwahl eines Parlaments bessere Gesetze.
Demokratie baut auf das Staatsvolk, eine Kulturgemeinschaft von Menschen. In einer demokratischen Staatsverfassung verhält sich der Staat zum Staatsvolk wie der Handschuh zur Hand. Der Handschuh liegt schlaff darnieder, bis eine Hand in den Schuh hineinfährt und ihm Beweglichkeit gibt. Die Kunst der Staatsverfassung ist es nun, diesen Handschuh so zu stricken, dass er gegen Verletzungen, Kälte und Nässe schützt, der Hand – dem Staatsvolk – aber nicht die Beweglichkeit und Unternehmungsfreude nimmt.
Die Demokratie kennt so viele Ausprägungen, als Staaten eigene Kulturen entwickeln. Unverzichtbar für eine Demokratie ist das Prinzip der Wahl, der Macht auf Zeit, das Regieren der Mehrheit bei gleichzeitigem Schutz der Minderheit, die Gewährleistung von Menschenrechten in einem gewaltengeteilten System. […]
Paul Kirchhof
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*institutioneller Gegensatz: Gegensatz, der gewollt ist und als Merkmal der Demokratie gilt.  Es ist damit grundsätzlich positiv zu werten – anders als z.B. der zwischenmenschliche Konflikt.
*repräsentative Demokratie: Das Volk wählt seine Vertreter, die in seinem Namen Entscheidungen treffen.
*plebiszitäre Demokratie: z.B. durch Volksentscheide


























*Vereinigungsfreiheit: Recht, z.B. Verbände zu gründen






*Waffengleichheit: hier symbolisch gemeint im Sinne von „gleich stark“





	Demokratie (isl.)
Demokratie bezeichnet eine Regierungsform des modernen Staates, in der alle Gewalt vom Volk ausgeht. Grundprinzip einer Demokratie ist das direkte oder indirekte Mitspracherecht des Volkes bei der Bestimmung der führenden Organe des Staates sowie bei Entscheidungsprozessen. Dazu gehören aktives und passives Wahlrecht sowie die Partizipation an staatlichen Entscheidungsorganen durch Institutionen der Zivilgesellschaft.
Der Islam empfiehlt keine bestimmte Regierungsform. Auch wenn es im Islam eine lange Tradition der Staatsführung gibt, die auf den Koran und – in noch stärkerem Maße – auf die Praxis des Propheten rückverweist, so handelt es sich dabei dennoch nicht um eine einheitliche Tradition.
Die Schulen der Ibaditen* und die Mutaziliten* befürworten eine Regierungsform, die sich auf ein Wahlrecht stützt. Die Schiiten* hingegen vertreten entsprechend ihrem Verständnis des Imamats* die Ernennung des Staatsoberhauptes. Die Sunniten* wiederum gehen von dem Prinzip der Unantastbarkeit des Staates aus; d. h., der Staat als solcher ist das Wichtigste, nicht aber, wer ihn regiert. Der Staat ist etwas Bleibendes, die Regierung nur vorübergehend. Dabei ist Gehorsam gegenüber der Regierung ein Grundprinzip.
Sieht man davon ab, dass Muhammad als Prophet zugleich den Status eines Staatsoberhauptes hatte, kann man die Tatsache der Wahl der ersten vier Kalifen* (Regierungsperiode 632–661) als Zeichen der Offenheit des Islams für die Demokratie deuten. Zwar waren seit den Umayyaden* Kalifat* und Sultanat* verbunden, und über Jahrhunderte wurden die Ämter vom Vater auf den Sohn vererbt, doch dies besagt nicht, dass Muslime an diese Staatsform gebunden sind. Aus theologischer Perspektive wird weniger über die Staatsform an sich als um deren Handhabung diskutiert. Dabei spielen vor allem Prinzipien wie Recht, Gerechtigkeit und Gleichheit eine wichtige Rolle. Gegenseitige Beratung ist ein Regierungsprinzip, das Muhammad im Koran angeraten wurde und das er dann seinerseits den Regierenden empfohlen hat (s. Tirmidhi*). Aus der Sicht der grundlegenden Quellen des Islams spricht nichts gegen Ansätze, bei denen die Regierung eines Staates vom Volk gewählt wird und die Volksvertreter bei Entscheidungen ein Mitspracherecht besitzen, während das Volk durch zivilgesellschaftliche Organisationen auf bestimmte Entscheidungen Einfluss nimmt. Muhammad wertschätzte den Mehrheitswillen des Volkes, indem er erklärte, seine Gemeinschaft als Ganze werde sich nicht auf Abwege begeben (s. Ibn Madscha*).
Cemal Tosun
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*Mutaziliten: Muʿtazila ist eine philosophische Strömung des Islam, entstanden zwischen dem 9. und 11. Jahrhundert, die vor allem den freien Willen des Menschen betont. 
*Ibaditen, Schiiten, *Sunniten: religiöse Gruppierungen des Islam, die im Zuge des Streits um die Nachfolge nach Muhammads Tod entstanden sind. Eine der Streitfragen war, ob der Nachfolger (arab. *kalif) mit dem Propheten verwandt sein muss. Verschiedene Strömungen im schiitischen Islam bestanden darauf, dass die Führung der Muslime (vgl. *Imamat) nur einem direkten Verwandten des Propheten zusteht, während die Sunniten, die heute die Mehrheit der Muslime ausmachen, dies anders sahen. 



*Umayyaden: eine Dynastie, die von 661 bis 750 n. Chr. von Damaskus aus die damals arabisch-islamische Welt beherrschte 
*Kalifat und Sultanat: Gemeint ist hier die religiöse und politische Seite der Herrschaft. 






*Tirmidhi und Ibn Madscha: Herausgeber einer Hadith-Sammlung (mit Aussprüchen und Taten des Propheten Muhammad). Für Muslime ergänzen sich Koran und Hadith gegenseitig. 














